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Antrag 

der Abgeordneten Frank Müller-Rosentritt, Bijan Djir-Sarai, Alexander Graf 
Lambsdorff, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, Christine Aschenberg-Dugnus, Nicole 
Bauer, Nicola Beer, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Dr. Marco Buschmann, 
Britta Katharina Dassler, Hartmut Ebbing, Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, Otto 
Fricke, Thomas Hacker, Katrin Helling-Plahr, Markus Herbrand, Torsten Herbst, 
Katja Hessel, Dr. Christoph Hoffmann, Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der 
Beek, Gyde Jensen, Thomas L. Kemmerich, Dr. Marcel Klinge, Pascal Kober, 

Carina Konrad, Ulrich Lechte, Oliver Luksic, Till Mansmann, Alexander Müller, 
Christian Sauter, Dr. Wieland Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Frank Sitta, 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, Benjamin Strasser, Katja Suding, Linda 
Teuteberg, Michael Theurer, Stephan Thomae, Manfred Todtenhausen, Johannes 
Vogel (Olpe), Sandra Weeser, Nicole Westig und der Fraktion der FDP 

Deutsches und europäisches Abstimmungsverhalten in Bezug auf Israel bei den 
Vereinten Nationen neu ausrichten 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit Jahrzehnten verabschieden verschiedene Gremien und Sonderorganisationen 
der Vereinten Nationen (VN) eine Vielzahl an Resolutionen, in denen ausschließ¬ 
lich Israel verurteilt wird, während andere Akteure des Nahost-Konflikts nicht 
benannt oder zu Verhaltensänderungen aufgefordert werden. Deutlich weniger 
Resolutionen richten sich an alle übrigen Mitghedstaaten der VN. Dadurch be¬ 
steht ein erhebliches Ungleichgewicht an Verurteilungen durch die VN zuunguns¬ 
ten Israels. Deutschland und die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union unter¬ 
stützen diesen gegen Israel gerichteten Kurs häufig durch Zustimmung zu den 
einschlägigen VN-Resolutionen. Im November 2018 stimmte Deutschland im 
vierten Hauptausschuss der VN-GeneralVersammlung, dem „Ausschuss für be¬ 
sondere politische Fragen und Entkolonialisierung“, acht von neun Resolutionen 
zu, in denen ausschließlich Israel verurteilt wird und die unter anderem von Bahr¬ 
ain, Katar, Jemen, Pakistan, Saudi-Arabien, und Venezuela initiiert wurden 
(https://www.un.org/press/en/20 18/gaspd688.doc.htm). 

Die VN-Generalversammlung hat 2018 21 Resolutionen verabschiedet, in denen 
Israel verurteilt wird von insgesamt 26 Verurteilungen von Staaten durch Resolu¬ 
tionen. Nach Angaben des Auswärtigen Amts stimmte Deutschland 16 dieser Re¬ 
solutionen zu und enthielt sich bei vier weiteren. Demgegenüber stehen im glei¬ 
chen Zeitraum nur jeweils eine einzige Resolution zu Ländern wie Iran, Nordko¬ 
rea und Syrien (Vgl. http://www.un.org/en/ga/73/resolutions.shtml). Beschlüsse, 
die das Handeln anderer Akteure des Nahostkonfliktes, wie der Terrororganisa¬ 
tion Hamas, verurteilen, sucht man in den Resolutionen zum arabisch-israelischen 
Konflikt in der Regel vergeblich. Im Dezember 2018 scheiterte in der VN-Gene¬ 
ralversammlung der Versuch, zum ersten Mal die Hamas für ihre terroristischen 
Aktivitäten in einer Resolution zu verurteilen. Die Resolution fand keine ausrei¬ 
chende Mehrheit im Plenum der VN-Vollversammlung, insgesamt 58 Staaten 
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stimmten gegen die Initiative. (https://www.welt.de/politik/ausland/ar- 
ticlel85148544/UN-Resolution-An-diesen-58-Laendem-scheiterte-die-Verurtei- 
lung-der-Hamas.html). Die benannten Beschlüsse der Vereinten Nationen in den 
letzten beiden Monaten des Jahres 2018 verdeutlichen beispielhaft die Voreinge¬ 
nommenheit im Abstimmungsverhalten gegenüber Israel, die sich unter einer sig¬ 
nifikanten Zahl von Mitglieds-Staaten der Vereinten Nationen feststellen lässt. 

Nach Angaben des Auswärtigen Amts wurden während des Zeitraumes der deut¬ 
schen Mitgliedschaft im Menschenrechtsrat der VN (2006-2009, 2013-2015 und 
2016-2018) insgesamt 55 Resolutionen zu Israel verabschiedet. Andere Staaten, 
in denen es im gleichen Zeitraum zu teils erheblichen und an-dauemden Men¬ 
schenrechtsverletzungen gekommen ist — daranter Syrien (26), Nordkorea (11), 
Sudan (9) und Libyen (5) (https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pa- 
ges/Documents.aspx) waren vergleichsweise erheblich seltener Gegenstand von 
Resolutionen des VN-Menschrechtsrats. Die Beschlussfassungen des VN-Men- 
schenrechtsrats zeigen deshalb zahlenmäßig ein ähnlich unausgewogenes Be¬ 
schlussverhalten gegenüber Israel wie die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen oder die UNESCO. Von den durch die UNESCO verabschiedeten 47 
Resolutionen zwischen 2009 und 2014, in denen einzelne Länder wegen ver¬ 
meintlicher Verstöße gegen UNESCO-Grundsätze verarteilt wurden, richteten 
sich 46 gegen Israel. 

Das rein zahlenmäßige Bild macht deutlich, dass mit Israel die einzige Demokra¬ 
tie im Nahen Osten in verschiedenen VN-Gremien um ein Vielfaches häufiger für 
teils unterstellte Regelbrüche und Menschenrechtsverletzungen verurteilt wird, 
als autoritäre Regime in der Region oder weltweit. Dieses erhebliche quantitative 
Ungleichgewicht der Verarteilungen durch VN-Resolutionen besteht seit vielen 
Jahren. Dass dies die Realität tatsächlicher Verstöße gegen VN-Regeln oder der 
Menschenrechtslage in den verschiedenen Staaten der Welt nicht annähernd wi¬ 
derspiegelt, scheint offensichtlich. Es muss deshalb thematisiert werden, inwie¬ 
weit eine Mehrheit der VN-Mitgliedsstaaten einen völlig anderen Maßstab an Is¬ 
rael anlegt als an jedes andere Mitgliedsland der Weltorganisation. Eine andau¬ 
ernde zahlenmäßig überproportionale Verarteilung Israels geht im Gesamtbild 
weit über legitime Kritik hinaus und ist nur vor dem Hintergrund einer beabsich¬ 
tigten Delegitimierang Israels durch eine signifikante Zahl von VN-Mitglieds¬ 
staaten erklärbar. 

Die Bundesregierang rechtfertigte das eigene Abstimmungsverhalten zu einseitig 
gegen Israel gerichteten VN-Resolutionen zuletzt mit Verweis auf volle Zustim¬ 
mung zu den verabschiedeten Texten und die Möglichkeit, bis zuletzt an den je¬ 
weiligen Texten mitarbeiten zu können. Das Ungleichgewicht der verurteilten 
Länder sieht sie nicht als politisches Problem an (vgl. Plenarprotokolle 19/64, 
19/67). Innerhalb der Bundesregierung wird bisher also nicht in Erwägung gezo¬ 
gen, sich etwa nach dem Vorbild Kanadas unter der Regierangsführang von Justin 
Tradeau, nicht an der politisch motivierten, einseitigen Verarteilung Israels bei 
den Vereinten Nationen zu beteiligen. 

Um eine glaubwürdige Außenpolitik vertreten zu können und die deutsche Staats¬ 
räson mit Leben zu füllen, zu der nach der vollen Überzeugung des Deutschen 
Bundestags die Sicherheit und das Existenzrecht Israels gehören, ist es dringend 
geboten, das deutsche Abstimmungsverhalten in den Vereinten Nationen und an¬ 
deren internationalen Organisationen zu ändern. Auf europäischer Ebene sollte 
Deutschland darüber hinaus eine aktive Führangsrolle für eine Neuausrichtung 
des gemeinsamen Abstimmungsverhaltens der europäischen Partner annehmen. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 
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• sich in den Gremien und Sonderorganisationen der Vereinten Nationen (wie 
der VN-Generalversammlung, dem VN-Menschenrechtsrat oder der UNE¬ 
SCO) klar von einseitigen, vorrangig politisch motivierten Initiativen und Al¬ 
lianzen anti-israelisch eingestellter Mitgliedsstaaten zu distanzieren und Is¬ 
rael und legitime Interessen Israels vor einseitigen Verurteilungen zu schüt¬ 
zen. Das bisherige deutsche Abstimmungsverhalten sollte in diesem Zusam¬ 
menhang hinterfragt und gegebenenfalls geändert werden. 

• hierbei besonders den politischen Kräften im Nahen und Mittleren Osten ent¬ 
gegenzuwirken, die das Existenzrecht Israels mit teils aggressiver Rhetorik in 
Frage stellen oder die Sicherheit Israels offen bedrohen; 

• sich Delegitimierungsversuchen gegenüber dem Staat Israel klar entgegenzu¬ 
stellen und Israel in seinem Existenzrecht auch in der praktischen Politik in 
den Gremien und Sonderorganisationen der VN zu unterstützen - auch und 
besonders im Rahmen der Mitgliedschaft Deutschlands im UN-Sicherheitsrat 
ab 2019. Das schließt legitime, sachgerechte Kritik an der israelischen Regie¬ 
rung nicht aus; 

• bei den Vereinten Nationen auf ausgewogene Resolutionen hinzuwirken, die 
verschiedene Akteure ein und desselben Konfliktes auf Faktenbasis nach de¬ 
ren tatsächlichen Handlungen zu benennen und ggf. zu verurteilen. 

• VN-Resolutionsentwürfe abzulehnen, wenn diese nicht ausgewogen ver¬ 
schiedene Konfliktparteien benennen, zu einer Handlungsänderung auffor- 
dem und wo nötig, politisch verurteilen, das internationale Recht klar erkenn¬ 
bar instrumentalisieren, um ausschließlich den Staat Israel zu diskreditieren 
oder im Rahmen ganzer „Abstimmungspakete“ in VN-Organisationen oder - 
Gremien ein erhebliches Ungleichgewicht an VN-Resolutionen zuungunsten 
nur eines Staates erkennbar ist; 

• die Anzahl an einseitig gegen Israel gerichteten VN-Resolutionen sowohl im 
Rahmen der Vereinten Nationen als auch der Europäischen Union als Prob¬ 
lem zu benennen, welches Deutschland und die EU-Mitgliedstaaten nicht mit 
isoliertem Verweis auf einzelne Resolutionstexte ignorieren bzw. mittragen 
dürfen; 

• auf ein Ende des vorrangig politisch motivierten Ungleichgewichts bei der 
Anzahl von VN-Resolutionen gegen Israel hinzuwirken und das eigene nati¬ 
onale Abstimmungsverhalten daran auszurichten, dass Länder aufgrand fak¬ 
tischer Basis und eines auf den Völker- und Menschenrechten fußenden ein¬ 
heitlichen Maßstabes für ihr Handeln verarteilt werden; 

• in der Europäischen Union Konzepte für eine bessere Koordinierung des Ab¬ 
stimmungsverhaltens zu Israel in den Vereinten Nationen zur Diskussion zu 
stellen, die sich an der aktuellen Politik Kanadas oder an festgelegten Krite¬ 
rien orientieren. 

• auf europäischer Ebene eine Führungsrolle anzunehmen, um die europäi¬ 
schen Partner zu überzeugen, VN-Resolutionen ebenfalls allein aufgrund von 
Fakten, Ausgewogenheit und auf Grundlage eines für alle Staaten möglichst 
einheitlichen Maßstabs zu unterstützen. 


Berlin, den 6. Febraar 2019 


Christian Lindner und Fraktion 



